
Stadt Bielefeld 
Der Oberbürgermeister 
- Amt für Verkehr - 
 
 
 
Hinweis auf eine öffentliche Bekanntmachung 
 
Die Allgemeinverfügung der Stadt Bielefeld über eine Endgültige Einziehung einer Teilfläche der 
Platzfläche an der Dürerstraße (westlich des Grundstückes Dürerstraße 57, Gemarkung 
Bielefeld, Flur 93, Flurstücke 1217, 1218, 1219 und 1220) vom 28.06.2023 
 
wurde am 29.06.2023 durch Bereitstellung im Internet unter www.bielefeld.de öffentlich 
bekannt gemacht.  
 
Auf diese Bekanntmachung wird hiermit gemäß § 25 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt 
Bielefeld hingewiesen. 
 
Bielefeld, den 04.07.2023 
I.V. 
gez. Adamski, Beigeordneter 

 
 
 
Zur vollständigen Information auch hier der Text der Allgemeinverfügung:  
 
 
Endgültige Einziehung: 
 

Für die nachfolgende Straßenfläche wird gemäß § 7 Abs. 1 und 2 des Straßen- und 
Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen die endgültige Einziehung bekannt gegeben: 
  
Teilfläche der Platzfläche an der Dürerstraße (westlich des Grundstückes Dürerstraße 57, 
Gemarkung Bielefeld, Flur 93, Flurstücke 1217, 1218, 1219 und 1220; s. markierte Fläche im 
untenstehenden Lageplan)  
 

http://www.bielefeld.de/


 
 
 

Ein entsprechender Plan, in dem die eingezogene Straßenfläche gekennzeichnet ist, kann 
innerhalb der Klagefrist beim Amt für Verkehr, 660.14 Straßenrecht, Technisches Rathaus, 
August-Bebel-Straße 92, 33602 Bielefeld, 2. Etage, Zimmer 207 während der Öffnungszeiten 
eingesehen werden. 
 
Öffnungszeiten: 
Montag - Mittwoch und Freitag 08.00 - 12.00 Uhr 
sowie Donnerstag 08.00 - 12.00 und 14.30 - 18.00 Uhr. 
 
Zusätzlich wird diese Bekanntmachung auch auf der Internetpräsenz der Stadt Bielefeld unter 
http://www.bielefeld.de/bekanntmachungen veröffentlicht. 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Einziehung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben 
werden. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Minden (Königswall 8, 32423 Minden oder 
Postfach 3240, 32389 Minden) schriftlich oder dort zur Niederschrift des Urkundenbeamten 
der Geschäftsstelle zu erheben. Die Klage kann auch durch Übermittlung eines elektronischen 
Dokuments an die elektronische Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische 
Dokument muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person 
versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren 
Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO eingereicht werden. Es muss für die 
Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Die technischen Rahmenbedingungen für die 
Übermittlung und die Eignung zur Bearbeitung durch das Gericht bestimmen sich nach 
näherer Maßgabe der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung vom 24. November 2017 
(BGBl. I S. 3803) in der jeweils geltenden Fassung. 
Wird die Klage durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt, eine Behörde oder eine 

http://www.bielefeld.de/bekanntmachungen


juristische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer 
öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse erhoben, muss sie nach § 55d Satz 1 
VwGO als elektronisches Dokument übermittelt werden. 
Dies gilt nach § 55d Satz 2 VwGO auch für andere nach der VwGO vertretungsberechtigte 
Personen, denen ein sicherer Übermittlungsweg nach § 55a Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 VwGO 
zur Verfügung steht. Ist eine Übermittlung als elektronisches Dokument aus technischen 
Gründen vorübergehend nicht möglich, bleibt auch bei diesem Personenkreis nach § 55d Satz 
1 und 2 VwGO die Klageerhebung mittels Schriftform oder zu Protokoll des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle zulässig. Die vorübergehende Unmöglichkeit ist bei der Ersatzeinreichung 
oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen; auf Anforderung ist ein elektronisches 
Dokument nachzureichen. 
Sollte die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden, so 
würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 

Rechtsgrundlage: 

Straßen- und Wegegesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. September 1995 (GV. NW. S. 1028, 1996 S. 81, 141, 216, 
355, 2007 S. 327). Zuletzt geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 01. Februar 2022 
(GV. NRW. S. 122). 
 

Bielefeld, 28.06.2023 
I. V.  
gez. Adamski, Beigeordneter 
 
 

Bei Rückfragen zum o. g. Bekanntmachungstext wenden Sie sich bitte bevorzugt an die 
folgende Dienststelle: Stadt Bielefeld, Amt für Verkehr, 660.14 Straßenrecht, Technisches 
Rathaus, August-Bebel-Straße 92, 33602 Bielefeld, 2. Etage, Zimmer 207, Telefon: 0521/51-
2709, Telefax: 0521/51-3381. 

 


